Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

An den Grossen Rat | 19.5097.03 |
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Basel, 16. Marz 2022

Regierungsratsbeschluss vom 15. Marz 2022

Motion Jo Vergeat und Konsorten betreffend «Einfuhrung einer Kili-
mafolgenabschatzung fur klimarelevante Geschafte im Grossen
Rat»; Zwischenbericht und Antrag auf Fristverlangerung

Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 10. April 2019 den nachstehenden Anzug Jo Vergeat
dem Regierungsrat zum Bericht Uberwiesen:

«Die Diskussionen um den Klimawandel waren in den letzten Monaten auch in der Region Basel allge-
genwartig. Tausende Menschen in der ganzen Schweiz fordern schnelle und effektive Massnahmen
zur Dekarbonisierung, um die Ziele des Pariser Abkommens zu erreichen und dem Klimawandel ent-
gegen zu wirken. Das Pariser Klimaabkommen fordert eine komplette Dekarbonisierung bis 2050, was
bedeutet, dass netto Null Tonnen C02 pro Kopf ausgestossen werden dirfen. Die meisten Emissionen
fallen in den Bereichen Verkehr, Landnutzung, Raumplanung, Gebaude, Industrie, Energie, Ressour-
cen und Abfall an. Um ein solches Ziel zu erreichen muss deshalb in allen klimarelevanten Bereichen
die C02 Emission analysiert, kommuniziert und eliminiert werden. Gerade die Parlamentarier*innen
sind hier gefordert, neue Massnahmen zum Klimaschutz anzudenken. Doch um im Parlament konkrete
Massnahmen im richtigen Bereich in die Wege zu leiten, bedarf es ein transparentes Bewusstsein und
somit ein Verstandnis fir die Klimaschadlichkeit unserer Geschéfte. Nur wer einschétzen kann wie
stark ein verabschiedetes Geschaft die Umwelt belastet und somit den Klimawandel antreibt, anstatt
ihn einzudammen, kann notwendige Anderungen erarbeiten und in Zukunft neue Wege und Lésungen
finden.

Dementsprechend fordern die Unterzeichnenden von der Regierung, dass alle Ratschlage, Berichte
und Schreiben der Regierung, welche klimarelevante Bereiche (Energie, Gebaude, Industrie, Verkehr,
Raumplanung, Land- und Forstwirtschaft, Landnutzung, Abfall und Ressourcen, etc.) betreffen mit
einer Klimafolgenabschatzung fir das jeweilige Geschaft erganzt werden. Diese soll aufzeigen, wie
viel Treibhausgasemissionen durch die Verabschiedung des Geschéfts freigesetzt oder eingespart
werden.

Jo Vergeat, Lea Steinle, Tonja Zurcher, Stephan Mumenthaler, Jirg Stocklin, Danielle

Kaufmann, Beatrice Messerli, Alexandra Dill, Harald Friedl, Lisa Mathys, Martina Bernasconi,
Jérdme Thiriet, Beda Baumgartner, Oliver Bolliger»

Wir nehmen zum Stand der Umsetzung dieser Motion in Form eines Zwischenberichts wie folgt
Stellung:
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1. Bisherige Uberlegungen

Der Regierungsrat hat die Einfihrung einer Klimafolgenabschatzung, welche fir bestimmte wich-
tige Vorlagen aufzeigt, wie viel Treibhausgasemissionen durch deren Verabschiedung entstehen,
intensiv diskutiert. Er ist dabei zum Schluss gekommen, dass — anders als in der Motion verlangt —
eine entsprechende Klimafolgenabschétzung sich nicht lediglich auf die Berechnung der Treib-
hausgasemissionen eines Vorhabens beschranken sollte. Der Regierungsrat ist der Meinung, dass
dieses Vorgehen nicht zielfiihrend, zum Teil sehr aufwendig und je nach Vorhaben mit grossen
Unsicherheiten behaftet ist. Er erachtet eine qualitative, aber umfassendere Klimafolgenabschat-
zung deshalb als sinnvoller. Die Beschrankung auf eine einzelne Kennziffer wird der komplexen
Thematik und auch der Mehrdimensionalitat einzelner Vorhaben nicht gerecht. Der Regierungsrat
strebt daher an, bei wichtigen Projekten eine breitere Priifung der Klimafolgen einzufihren.

Die Uberpriifung der Folgen eines bestimmten Vorhabens auf das Klima soll zwei Bereiche umfas-
sen: Zum einen geht es um die Frage, welche Auswirkungen im Bereich Klimaschutz zu erwarten
sind — also der Blick auf die Treibhausgasemissionen. Zum anderen ist zu prifen, ob ein Vorhaben
einen positiven oder negativen Effekt auf die Klimaanpassung hat.

Zudem soll die Klimawirkungsabschatzung — wie bereits in der Stellungnahme vom 3. Juli 2019
ausgefuhrt — nicht fir «alle Ratschlége, Berichte und Schreiben der Regierung, welche klimarele-
vante Bereiche (Energie, Gebaude, Industrie, Verkehr, Raumplanung, Land- und Forstwirtschaft,
Landnutzung, Abfall und Ressourcen, etc.) betreffen», eingefihrt, sondern auf referendumsfahige
Vorlagen konzentriert werden, die einen klimarelevanten Bereich betreffen. Einerseits soll damit
der Aufwand fur die Durchfiihrung einer Klimawirkungsabschatzung im Rahmen gehalten werden,
andererseits soll mit dem neuen Instrument auch der grosstmaogliche Effekt erzielt werden.

Um eine aufwéndige aussagekraftige Klimawirkungsabschéatzung gezielt auf entsprechend loh-
nenswerte Vorhaben zu konzentrieren, ist ein zweistufiges Verfahren vorgesehen. Dieses besteht
aus einem sogenannten Relevanzcheck, der entsprechende Vorhaben mit einem verhaltnismassi-
gen Aufwand identifizieren kann. Ergibt diese Prifung die entsprechende Relevanz, erfolgt im Rah-
men einer vertieften Prifung die Analyse, welche Auswirkungen ein Vorhaben auf den Klimaschutz
hat. Im Idealfall wird eine Klimawirkungsabschéatzung nicht erst am Schluss eines Vorhabens
durchgefiihrt, sondern parallel zu dessen Planung und Ausarbeitung. Dadurch lassen sich laufend
Optimierungen vornehmen.

Eine gquantitative Klimafolgenabschéatzung ist nur fur diejenigen Vorhaben angezeigt, bei denen
konkrete quantifizierbare Eckwerte vorliegen (z. B. Gebaudevolumen) oder fundierte Annahmen
getroffen werden kdénnen. Bei Vorhaben in einer friihen Planungsphase wie z. B. bei Zonenplanun-
gen oder fur Bebauungsplane bringt eine hypothetische Berechnung keinen grossen zuséatzlichen
Nutzen, da zahlreiche Annahmen getroffen werden missen und die Ergebnisse somit wenig aus-
sagekraftig sind. In diesen Fallen ist eine qualitative Abschatzung sinnvoller.

2. Antrag

Zur Ausarbeitung einer detaillierten Vorlage und zur optimalen Abstimmung zwischen den betroffe-
nen Fachstellen bendétigt der Regierungsrat noch etwas mehr Zeit. Aufgrund dieses Zwischenbe-
richts beantragen wir daher, die Frist zur Bearbeitung der Motion Jo Vergeat und Konsorten betref-
fend «Einfihrung einer Klimafolgenabschatzung fir klimarelevante Geschéfte im Grossen Rat»»
bis November 2022 zu verlangern.

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

il E- Anpo weet

Beat Jans Barbara Schipbach-Guggenbiihl
Regierungsprasident Staatsschreiberin

Seite 2/2



	1. Bisherige Überlegungen
	2. Antrag

